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Nach dem ursprünglichen Willen aller Parteien des Vertrages über die Europäi-
sche Union sollte 1992 die Ära der EPZ nach mehr als 20-jähriger Existenz
beendet sein. Sie sollte zum 1. Januar 1993 mit dem Inkrafttreten des Vertrages
in die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Union (GASP) münden -
eine nach allgemeinem Verständnis qualitativ neuartige, wenngleich unvollkom-
mene, Form Westeuropas, als internationaler Akteur aufzutreten1. Doch die
Realitäten des Jahres 1992 weisen in eine andere Richtung. Das "Nein" zum
Maastrichter Vertrag im dänischen Referendum vom Juni 1992 und die in seinem
Gefolge einsetzende Debatte über ein Arrangement, das den Weg für ein zweites
positives dänisches Referendum 1993 eröffnen sollte, der knappe Ausgang des
Votums in Frankreich2 sowie das Taktieren der britischen Regierung in der
Ratifizierungsfrage3 hatten zur Folge, daß der gesamte Zeitplan kippte. Die
"zweite Säule" des Maastrichter Vertrages blieb also zu Beginn des Jahres 1993
ein "Papiertiger", dessen zum Teil unscharfe Konturen wenig Präzisierung erfah-
ren hatten. Die allgemeine Unsicherheit über das Schicksal des Unionsvertrages
wirkte lähmend auf den bei einigen EPZ-Beteiligten noch vorhandenen Innova-
tionsgeist. Die in Art. J des Vertrages über die Europäische Union offengebliebe-
nen Fragen — etwa in bezug auf die Definition gemeinsamer Aktionen oder die
institutionellen Anpassungen — wurden mit zunehmender Klimaverschlechterung
immer vorsichtiger aufgegriffen und als 1992 noch nicht entscheidungsreif vertagt.

Jugoslawien — Grenzen europäischen Konfliktmanagements

Dieses allgemeine Stimmungstief setzte sich in einer Reihe von EPZ-Beratungen
über aktuelle internationale Probleme fort. Das Thema Jugoslawien gab hierfür
die maßgeblichen Anstöße. Die für traditionelles EPZ-Verhalten ungewöhnliche
Selbstkritik führender Repräsentanten4 bezog sich nicht nur auf die Machtlosig-
keit der Zwölf, der Eskalation der Gewalt in der Krisenregion entgegenzuwirken,
sondern zunehmend auch auf die teils unverhohlene und kompromißlose Durch-
setzung nationaler Interessen im Kreis der EG-Länder. Folgende Beispiele, die
nur Facetten der Zwölferpolitik wiedergeben können5, illustrieren gleichermaßen
die europäische Hilflosigkeit, der eskalierenden Gewalt in Jugoslawien Einhalt zu
gebieten und die innere Zerrissenheit in der EPZ selbst, die eine gemeinsame
Linie wenn nicht sogar unmöglich, so doch beschwerlich werden ließ:
- Die im April erfolgte Anerkennung Bosnien-Herzegowinas, das nach dem

Urteil der Badinter-Kommission die Kriterien der Zwölf zur Anerkennung
eines Staates erfüllte, in der (falschen) Hoffnung, den Krieg zu entschärfen.
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Das Verhalten der Zwölf gegenüber Serbien. Es war 1992 zunächst von einer
an Kritik verhaltenen, ja zur Kooperation bereiten "Angebotspolitik" gekenn-
zeichnet mit dem stark von britischer Seite und insbesondere dem ersten
Vorsitzenden der Friedenskonferenz Lord Carrington vorgetragenen Argument,
Serbien keinesfalls zu isolieren und Bewegung in der serbischen Politik mit
positiven Signalen zu beantworten6. In den folgenden Monaten sahen sich die
Zwölf dann durch das Verhalten Serbiens veranlaßt, ihre ursprüngliche Offerte
durch eine zunehmend kritische Haltung zu ersetzen. Diese beinhaltete u. a. die
Nichtanerkennung Serbiens und Montenegros als Rechtsnachfolger des ehema-
ligen Jugoslawien7, die nach Meinung der Zwölf auch einen vorübergehenden
Ausschluß aus den KSZE-Beratungen zur Folge hatte. Uneinig war man sich
hingegen im Kreis der Zwölf über einen vergleichbaren Schritt im Rahmen der
Vereinten Nationen8. Die Neubeurteilung der serbischen Politik manifestierte
sich schließlich ab Jahresmitte in der Verabschiedung eines umfangreichen
Sanktionskatalogs, gedeckt durch den UN-Sicherheitsrat, mit dem Ziel eines
vollständigen Handelsembargos und des Verbots nicht-finanzieller Dienst-
leistungen9, dessen Umsetzung sich allerdings bald als problematisch erweisen
sollte. Das bekanntermaßen serbenfreundliche Griechenland sah sich massiver
Vorwürfe der EG-Partner ausgesetzt, die Sanktionen nicht einzuhalten. Es
stimmte schließlich verschärften Kontrollmechanismen zu, die, wie spätere
Berichte der EG-Kommission offenlegten, nicht wirksam wurden10. Die Regie-
rung in Athen bemühte sich, dies mit dem Hinweis, daß es sich um eine Miß-
achtung der Embargomaßnahmen durch die Privatwirtschaft handle, zu recht-
fertigen und konnte angesichts des Problemhaushalts in Sachen "Maastricht"
auf eine einigermaßen "schonende" Behandlung seitens der Partner rechnen11.
Vor dem Hintergrund fortgesetzter Kriegshandlungen und Greueltaten un-
geahnten Ausmaßes wurden auch Zwangsmaßnahmen militärischer Art zu-
mindest in internen Debatten nicht mehr länger tabuisiert. Die detaillierteren
Beratungen hierüber wie im übrigen auch militärische bzw. erste polizeiliche
Kontrollmechanismen zur Einhaltung des Embargos fanden jedoch bekann-
termaßen außerhalb des EPZ-Rahmens, in WEU und NATO statt.

- Das Verhalten der Zwölf in der Frage der Anerkennung Makedoniens ist
zutreffend als ein "Diktat" Griechenlands bewertet worden12. Obwohl die
Badinter-Kommission Makedonien bereits im Januar 1992 bescheinigte, die von
den Zwölf erstellten Kriterien der Anerkennung eines Staates zu erfüllen13,
kam ein entsprechender Beschluß aufgrund der griechischen Veto-Position
nicht zustande. Die in der Erklärung vom 4. Mai immerhin in Aussicht genom-
mene Anerkennung des Staates in seinen bestehenden Grenzen mußte so lange
eine Worthülse bleiben wie es an einer Namensgebung für die neue Republik
fehlte, die von allen beteiligten Parteien anerkannt werden konnte. Eine
zunächst nach dem Rücktritt des griechischen Außenministers erhoffte Bewe-
gung in der "Makedonien"-Frage blieb aus. Längst war diese in Griechenland
zur nationalen Frage hochstilisiert worden, die die mit knapper Mehrheit
regierenden Konservativen in Athen zu einer harten Linie in der EPZ zwang.
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So überrascht es nicht, daß die Vermittlungsbemühungen der portugiesischen
und britischen Präsidentschaft von wenig Erfolg gekrönt waren. Die griechische
Regierung verstand es erfolgreich, die Partner an ihre Solidaritätspflicht zu
erinnern, ungeachtet der Tatsache, daß zur gleichen Zeit in Griechenland ein
massiver Käuferboykott von niederländischen und italienischen Waren statt-
fand, der mit der pro-makedonischen Haltung dieser EG-Staaten begründet
wurde14. Griechenlands Blockadestrategie war schließlich so wirksam, daß der
Europäische Rat von Lissabon im Juni in der Frage der Namensgebung noch
einen Schritt weiterging und bestimmte, daß die neue Republik in ihrer offiziel-
len Bezeichnung den Namen "Makedonien" nicht tragen dürfe. Mit dieser
Entscheidung schienen die Zwölf eine neue Linie einzuschlagen, die von der
früheren Argumentation abwich: immerhin hatte es in den Beratungen der
Außenminister zuvor15 heftige Kritik an dem deutschen Vorschlag gegeben, den
neuen Staat als Republik von Skopje zu benennen. Als Begründung hierfür
hieß es insbesondere von französischer und britischer Seite, man könne einem
neuen Staat nicht von außen dessen Namen vorschreiben.

-- Der französische Staatspräsident ließ einmal mehr erkennen, daß die gemeinsa-
me Politik der Zwölf als nur begrenzt nützlich eingestuft wird. Dies äußerte
sich etwa in seinem spektakulären Auftritt in Sarajevo, der unmittelbar nach
seiner Abreise vom Europäischen Rat in Lissabon erfolgte und ohne jegliche
Absprache mit den Partnern stattfand16. Auch die unter der EG-Ägide ein-
berufene Friedenskonferenz zu Jugoslawien wurde von der französischen
Regierung zunehmend kritisch beurteilt. Sie plädierte im Einklang mit dem
Generalsekretär der Vereinten Nationen für eine Internationalisierung, die sich
ab August abzeichnete, wobei es im Kreis der Zwölf erhebliche Meinungsver-
schiedenheiten über die neue Struktur gab17.

— In der 1992 zunehmend dringlicher werdenden Flüchtlingsproblematik war die
innere Zerrissenheit der Zwölf kaum zu übersehen; während Deutschland, am
unmittelbarsten von den Flüchtlingsströmen betroffen, dafür plädierte, sich auf
bestimmte Quoten für die Flüchtlingsaufnahme festzulegen18, votierte die
Mehrheit der Partner für ein flexibles Vorgehen der einzelnen Mitgliedstaaten
"entsprechend ihrer nationalen Möglichkeiten"19.

Im Schatten der Jugoslawienpolitik klassische und neue EPZ-Felder

Konzentriert sich das öffentliche Interesse naturgemäß auf die Reaktion der
Zwölf in den großen internationalen Krisen, so sollte nicht übersehen werden, daß
der EPZ-Alltag eine Reihe anderer, z.T. sehr spezifischer Themen kennt. Kritiker
mögen dazu neigen, eine Stellungnahme der Zwölf zu Ruanda oder Burundi als
bedeutungslos abzutun; für die Adressaten solcher europäischer Mahnungen und
Kritik oder auch europäischen Lobes und Unterstützung kann durchaus ein
anderer Bewertungsmaßstab gelten. Dies trifft um so mehr dann zu, wenn die
Deklarations- und Demarchenpolitik der Zwölf mit konkreten ökonomischen
Maßnahmen verbunden ist. Da die Europäische Gemeinschaft mittlerweile ein
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praktisch umfassendes Netz von vertraglichen Beziehungen mit anderen Staaten
und Staatengruppen aufgebaut hat, das in unterschiedlichem Maße Angebote zum
Handel und der Kooperation in anderen Sektorpolitiken enthält, gewinnen
EG/EPZ-gekoppelte Schritte an Bedeutung. Entsprechende Beschlüsse gab es
1992 etwa hinsichtlich der Lome-Partner, Haiti20 und Kenia21. Besonderen Wert
auf das Prinzip der Konditionalität — europäisches Wohlverhalten und ökonomi-
sche "Angebotspolitik" nur im Falle der Respektierung der Menschenrechte und
demokratischen Prinzipien — legten die EG und ihre Mitgliedstaaten 1992 ins-
besondere bei der Verhandlung neuer bzw. der Erneuerung bestehender Ver-
tragsbeziehungen. Dies traf zu für die Debatte über ein Kooperationsabkommen
mit dem Iran22 ebenso wie für die Abkommenspolitik gegenüber den baltischen
Staaten, Rußlands und anderen Nachfolgerepubliken der ehemaligen Sowjetunion
sowie den Nachfolgestaaten der ehemaligen CSFR23.

Es gehört zu den Charakteristika der EPZ, daß einzelne Mitgliedsregierungen,
insbesondere die jeweiligen Präsidentschaften einzelnen EPZ-Politiken ihre
"Handschrift" verleihen. Dies gilt — abgesehen von der griechischen Haltung im
Jugoslawien-Konflikt — 1992 etwa für das wenngleich massive, jedoch keineswegs
erfolglose "Lobbying" der ersten portugiesischen Präsidentschaft in der Frage des
von Indonesien annektierten Ost-Timor24. Nicht einhellige Zustimmung der
Partner fanden allerdings portugiesische Bestrebungen, den wohl traditionsreich-
sten Dialog der EG/Zwölf mit einer anderen regionalen Staatengruppe, dem
Verband der Südostasiatischen Staaten ASEAN, aufs Spiel zu setzen und eine
Neuauflage des Kooperationsabkommens mit den ASEAN-Staaten in Form der
Abkommen der neuen Generation inklusive einer Menschenrechtsklausel in Frage
zu stellen25. Bemerkenswert für die britische Präsidentschaft war ihr starkes
Engagement für eine Aufwertung der Beziehungen zur Türkei. Allerdings stieß
der vom britischen Außenminister unterbreitete Bericht26 nicht nur auf die tradi-
tionellen Vorbehalte Griechenlands, sondern auch anderer Partner, etwa Belgiens,
wegen der Menschenrechtsproblematik. Jedoch bestand Einigkeit darüber, den
politischen Dialog mit der Türkei aufzuwerten und nach dem 1992 gültigen
Modell der Zwölf mit der Visegräd-Gruppe auch auf die höchste politische Ebene
anzuheben. Widerstände gab es hingegen, diesem Schritt einen feierlichen Rah-
men, etwa in Form einer besonderen Deklaration, zu verleihen27.

Andere "klassische" Themen der EPZ schienen angesichts der Jugoslawien-
Dramatik und der Maastricht-Debatte zumindest fern einer breiteren Öffentlich-
keit zu stehen. Dies gilt für 1992 etwa für das Verhältnis der EG und ihrer
Mitgliedstaaten zu Südafrika. Hier war immerhin bemerkenswert, daß das däni-
sche Parlament zu Beginn des Jahres die frühere Grundsatzentscheidung der
Zwölf billigte, die restriktiven Maßnahmen mit Ausnahme der UN-Sanktionen
gegen Südafrika aufzuheben28. Aber auch die Tatsache, daß die Außenminister-
Troika sich ein Bild über die Lage vor Ort verschaffte und die Entsendung von
EG-Beobachtern zur Unterstützung des gewaltfreien politischen Systemwandels
vereinbart wurde, verdient Beachtung29. Ein anderes Konfliktfeld — der arabisch-
israelische Konflikt — war auch 1992 Gegenstand zahlreicher EPZ-Beratungen.
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Als besonders konfliktträchtig erwies sich abermals das Verhältnis zu Israel. Es
gipfelte in einer massiven Auseinandersetzung über die Präsenz der Zwölf im
Rahmen der Nahost-Friedenskonferenz: Während Israel damit einverstanden war,
daß die EG-Kommission und die Präsidentschaft den Vorsitz in der Arbeitsgruppe
Wirtschaft übernehmen, wurde bereits eine Teilnahme der Zwölf an der Arbeits-
gruppe Abrüstung von der israelischen Seite bestritten. Die Europäer ihrerseits
verknüpften diese Frage mit der von Israel angestrebten Intensivierung der
Wirtschaftsbeziehungen zur EG auf einer neuen vertraglichen Basis jenseits des
1975 abgeschlossenen Abkommens. Presseberichten zufolge wurde der Druck auf
Israel auch noch dadurch erhöht, daß die Zwölf die EFTA-Staaten ersuchten, die
bereits ausgehandelte Anbindung Israels an den EWR auf die lange Bank zu
schieben30, bis eine umfassende Teilnahme der Zwölf an den Friedensverhandlun-
gen sichergestellt war.

Die Bandbreite des EPZ-Geschehens schlägt sich nicht zwangsläufig und
ausschließlich in den veröffentlichten Texten nieder31. Sie läßt sich insbesondere
auch an der Präsenz und Verhandlungsstrategie der Zwölf in den Vereinten
Nationen32 und der KSZE ablesen und findet ihren Ausdruck in der dichten
Demarchenpolitik zu Menschenrechtsfragen33. Als ein anderer hilfreicher Indika-
tor können Anzahl und Frequenz der EPZ-Arbeitsgruppen herangezogen werden.

Treffen der EPZ-Arbeitsgivppen im Jahr 1992

Afrika
Asien
Europäisch-Arabischer Dialog
Lateinamerika
Nah- und Mittelost
Mittel- und Osteuropa
Administrative Zusammenarbeit
Drogen
Fernmeldewesen
Konsularangelegenheiten
KSZE
Menschenrechte
Nichtverbreitung chemischer und biologischer Waffen
Nukleare Nichtverbreitung
Planungsstäbe
Protokoll
Rechtliche Zusammenarbeit
Telekommunikation
Terrorismus
Vereinte Nationen
UN/Abrüstung
Harmonisierung Waffenexportbestimmungen

gesamt

8
6
3

10
8
8
4
4
2
4
7
5
5
5
4
2
8
2
4
5
5
1

110
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Die Fortentwicklung der GASP-Bestimmungen — zum Inhalt von Arbeitsaufträgen und
A usnahmeregelungen

Wie in der "Erklärung zu den praktischen Einzelheiten im Bereich der Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik" der Regierungskonferenz von Maastricht
festgehalten, bestand 1992 vor allem Klärungsbedarf in institutioneller Hinsicht.
Dieser betraf das Verhältnis Politisches Komitee/Ausschuß der Ständigen Ver-
treter und die geplante Fusion des EPZ-Sekretariats in das Generalsekretariat des
Rates. In den ersten Monaten nach Vertragsunterzeichnung begannen die un-
mittelbar betroffenen Beamten mit der Arbeit. Erwartungsgemäß trafen dabei
erneut die unterschiedlichen Vorstellungen aufeinander. Die Ständigen Vertreter
reklamierten in ihrem Bericht an die Außenminister ein Monopol als Vorberei-
tungsgremium des Rates. Die Politischen Direktoren ihrerseits widersprachen in
einem eigenen Dokument, das dem Bericht des AStV beigefügt wurde, dieser
Darstellung und bestanden ebenfalls auf einem direkten Zugang zum Rat34. Die
wohl von beiden Seiten erhoffte Klärung durch die Außenminister blieb 1992 aus,
wobei man aufgrund der schleppenden Ratifikationsdebatte auch noch keinen
unmittelbaren Handlungszwang erkennen wollte.

Demgegenüber ging die Diskussion über die Reform des EPZ-Sekretariats
schneller vonstatten. Unbestritten war die personelle Aufstockung des Beamten-
stabes. Sie soll in mehreren Etappen erfolgen: Beginnend mit 1993 soll jeder
Mitgliedstaat durch einen Beamten vertreten sein, anstelle der bisher fünf Ver-
treter nach dem Modell der erweiterten Troika. Im Endstadium einer fusionierten
Struktur wird ein weiteres Dutzend EG-Beamter aus dem Generalsekretariat des
Rates diesen Personalbestand verdoppeln35. Aus der Aufstockung des Sekreta-
riatspersonals ergeben sich verständlicherweise neue Fragen — wie etwa die der
Aufgabenverteilung oder auch der räumlichen Unterbringung —, die gegenwärtig
noch nicht abschließend geklärt sind. Gleiches gilt für das "Schicksal" des Leiters
des EPZ-Sekretariats. In EPZ-Kreisen geht man davon aus, daß es auch in einem
fusionierten Sekretariat Raum für Eigenständigkeit geben muß, während Ver-
fechter eines einheitlichen, EG-konformen Entscheidungszentrums, den Verzicht
einer solchen Position oder zumindest dessen Unterordnung unter die Verant-
wortlichkeit des Generalsekretärs des Rates befürworten.

Neben den institutionellen Aspekten unternahm man auf Minister- und Be-
amtenebene beträchtliche Anstrengungen, den Begriff der gemeinsamen Aktion
in Art. J. 3 sowie die Sicherheitsinteressen der künftigen Union, verankert in Art.
J. 4, zu präzisieren. Formelle Arbeitsgrundlage im ersten Fall war die vom Euro-
päischen Rat in Maastricht bereits verabschiedete Liste möglicher Anwendungs-
felder, die bekanntermaßen mehr ein Zufallsprodukt verschiedenster Vorschläge
denn eine wohlabgewogene und der Sachlogik bisheriger EPZ-Erfahrungen
angemessene Darstellung möglicher Aufgabenfelder war. So überrascht es denn
auch nicht, daß die Außenminister ihrer von den Staats- und Regierungschefs in
Maastricht erteilten Berichtspflicht zum Europäischen Rat von Lissabon im Juni
1992 zwar nachkamen, die vom Europäischen Rat selbst gesetzten Leitlinien
jedoch nicht in den Mittelpunkt ihrer Analyse stellten. Sie konzentrierten sich
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vielmehr darauf, bestimmte Kriterien zu entwickeln, bei deren Vorliegen gemein-
same Aktionen zu beschließen seien. Als oberste Maxime wird dabei das Vorhan-
densein "wesentlicher gemeinsamer Interessen" verlangt, das insbesondere immer
dann anzunehmen ist, wenn folgende drei Voraussetzungen gegeben sind36: (1) es
muß sich um eine der EG geographisch nahe gelegene Region oder ein Land
handeln, (2) die Union ist in besonderer Weise an der politischen und wirtschaft-
lichen Stabilität einer Region oder eines Landes interessiert und (3) es besteht
eine Bedrohung für die Sicherheitsinteressen der Union. Dieser Kriterienkatalog
stellt ohne Zweifel eine wichtige Wegmarke entlang des GASP-Kurses dar. Da er,
wie einige Mitgliedsregierungen bei den Beratungen zu Recht einwandten, keinen
Ausschließlichkeitsanspruch erheben kann37, dürften im konkreten Fall auch
andere Maßstäbe angelegt werden, was wiederum neue GASP-interne Kontrover-
sen erzeugen könnte. Gleiches gilt für den Umstand, daß die Existenz wesentli-
cher gemeinsamer Interessen von den einzelnen Regierungen sehr unterschiedlich
interpretiert werden kann. Will man nicht Gefahr laufen, in einem Krisenfall
unnötige interne Querelen zu erzeugen, ist eine weite Definition wesentlicher
gemeinsamer Interessen anzunehmen. Dabei dürfte auch ein anderes Prinzip der
EPZ, sich entsprechend des "Clubcharakters" im Kreis der Zwölf solidarisch zu
zeigen — zum Tragen kommen, das im übrigen in dieser allgemeinen Form in Art.
J. 1 des Unionsvertrages ausdrücklich auch seinen Niederschlag gefunden hat. Im
Kalkül der beteiligten Regierungen könnte darüber hinaus auch eine weitere
Überlegung eine Rolle spielen: man kommt einem Partner durch eine großzügige
Interpretation des Vorhandenseins wesentlicher gemeinsamer Interessen entgegen
und erhofft sich damit präventiv ein vergleichbares Verhalten in Situationen, in
denen man selbst ein unmittelbares Interesse geltend machen will und die Solida-
rität der anderen braucht. Als mögliche geographische Gebiete gemeinsamer
Aktionen werden Mittel- und Osteuropa, insbesondere die Gemeinschaft Un-
abhängiger Staaten und die Balkanstaaten, der Mittelmeerraum — insbesondere
der Maghreb — und der Nahe Osten genannt — trotz seiner zahlenmäßigen Be-
grenztheit ein beachtlicher Einzugsbereich für gemeinsame Aktionen38.

Schleppend verlief 1992 die Beratung über die sicherheits- und verteidigungs-
politische Komponente der künftigen Union. Verglichen mit der eifrigen Rollen-
definition der WEU39, die unter deutschem wie italienischem Vorsitz offensicht-
lich gezielt vorangetrieben wurde, stagnierte die Debatte im Kreis der EPZ
deutlich aufgrund der Ratifikationsdebatte. Erst im September konstituierte sich
eine Ad-hoc-Gruppe "Sicherheit"40, die — vom Europäischen Rat in Lissabon
eingesetzt — sicherheitspolitisch relevante Themenbereiche identifizieren und
deren Kerngehalt definieren soll. Orientierungspunkte der Debatte waren dabei
die drei während der Regierungskonferenz identifizierten Themenfelder KSZE,
Nichtverbreitung, Rüstungskontrolle und Rüstungsexporte, während die institutio-
nellen Fragen, insbesondere zwischen der Union und der WEU, als besonders
heikel galten und zunächst zurückgestellt wurden. Wenngleich Beteiligte auf den
konstruktiven Geist der Debatte hinweisen, machte sich doch immer wieder auch
die besondere Situation einzelner Mitgliedstaaten bemerkbar, sobald die internen
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Diskussionen eine Außenwirkung erzeugen konnten. Das betraf insbesondere
Dänemark, das im Vorfeld des Europäischen Rates von Edinburgh Position
beziehen mußte in den Verhandlungen mit den Partnerstaaten, um die im däni-
schen Memorandum41 geforderten Ausnahmeregelungen zu erreichen. Da diese
auch die Verteidigungskomponente der Union betrafen, wurden die Zwänge für
die Diskussion der Zwölf offensichtlich. Dies galt auch für den Fortgang der
Debatte im ersten Halbjahr 1993 unter dänischer Präsidentschaft, die die Arbeit
der Ad-hoc-Gruppe "Sicherheit" nicht als vorrangig einstufte. Inwieweit sich die
in den Vereinbarungen von Edinburgh für Dänemark gefundene Ausnahmerege-
lung auf die künftige GASP niederschlagen wird, ist noch offen. Immerhin bleibt
der Wunsch Dänemarks zum Ausscheren von der Ausarbeitung und Durchfüh-
rung von Beschlüssen und Maßnahmen auf verteidigungspolitische Bezüge be-
schränkt42. Dies gilt auch für die Ausübung des Vorsitzes, die Dänemark auf
eigenen Wunsch künftig aussetzen kann, wenn verteidigungspolitische Themen
diskutiert werden43.

Ausblick — die Erweiterung als dynamisierender Faktor oder Hemmschuh der GASP?

Mag man den Ausnahmeregelungen für Dänemark im Bereich der GASP gegen-
wärtig keine besondere Bedeutung beimessen, so könnten sie doch mittelfristig
mit Blick auf die Erweiterung der EG/Union Wirkungen entfalten. Zwar gilt die
in Edinburgh gefundene Lösung ausschließlich für Dänemark und nicht für
andere Mitgliedstaaten oder künftige Partner und wird von den Beitrittskandi-
daten gegenwärtig nicht reklamiert44. Die nach wie vor beträchtliche Kluft zwi-
schen den politischen Eliten und der Bevölkerungsmehrheit in den EFTA-Staaten
über die Notwendigkeit einer EG-Mitgliedschaft, die einhergeht mit einer tief-
greifenden Neudefinition der nationalen Identität dieser Staaten nach dem Ende
des Ost-West-Konflikts könnte immerhin den Wunsch nach ähnlichen Ausnahme-
regelungen nähren, wenn dies die Chance zustimmender Referenden zum EG-
Beitritt insgesamt erhöht. Eine solche Strategie könnte durchaus zu Lasten der
Glaubwürdigkeit einer künftigen Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik
gehen, die im übrigen auch von der grundsätzlichen Bereitschaft der neuen
Mitglieder bestimmt sein wird, nicht nur die Zielperspektive des Maastrichter
Vertrages zu akzeptieren, sondern an deren Ausgestaltung und Weiterentwicklung
aktiv-gestaltend mitzuwirken.
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